
Art. 25 Grundrechte und Grundpflichten der Bürger

rungen, die sich aus der gesellschaftlichen Entwicklung, insbesondere dem wissenschaft­
lich-technischen Fortschritt, ergeben, ständig weiterzubilden. Damit wird das Recht auf 
Qualifizierung, als Teil des Rechts auf Bildung, zur Pflicht. Über den Charakter dieser 
Pflicht entwickelte sich eine Kontroverse, die gewisse Parallelen zur Diskussion über den 
Charakter der Pflicht zur Arbeit (s. Rz. 40 zu Art. 24) aufweist. Hans Pogodda (Die 
Rechtspflicht zur Qualifizierung und der Qualifizierungsvertrag; Recht auf Qualifizie­
rung - Pflicht zur Qualifizierung) meinte, jeder Werktätige übernehme im Arbeitsvertrag 
die Rechtspflicht zur Qualifizierung für die von ihm übernommenen Arbeitsaufgaben. Er­
hard Pätzold (Zum Problem Qualifizierungspflicht und Qualifizierungsvertrag) hielt die 
Pflicht zur Qualifizierung nur für eine moralische; eine Rechtspflicht entstände erst mit 
dem Abschluß eines Qualifizierungsvertrages. Wiederum wird die Fragwürdigkeit der 
Unterscheidung zwischen Rechtspflichten und moralischen Pflichten (s. Rz. 72-75 zu 
Art. 19) offenbar. Tatsächlich fehlt im Unterschied zur Pflicht zur Arbeit die Möglichkeit, 
die Einhaltung der Pflicht zur Qualifizierung, wenn sie nicht ausdrücklich in einem beson­
deren Vertrag übernommen wurde, durch staatliche Sanktionen zu erzwingen, so daß die 
Pflicht zur Qualifizierung trotz ihrer rechtsnormativen Begründung eher zu den morali­
schen Pflichten zu zählen ist.

4. Garantien des Rechts.
11 a) Die materielle Garantie des Rechts auf Bildung besteht in erster Linie in der 

Existenz des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems, wie es durch das Gesetz 
vom 25. 2. 1965 mit seinen Durchführungsbestimmungen2 geschaffen wurde. Ein Teil 
seiner Prinzipien hat in Art. 25 Abs. 4 Sätze 1 und 2, Abs. 5 und Art. 26 Verfassungsrang 
erhalten. Seine Einzelheiten sind bei der Erläuterung des Art. 17 Abs. 2 (s. Rz. 9-25 zu 
Art. 17) dargestellt.

12 b) Eine weitere materielle Garantie besteht in der Schulgeldfreiheit, in der Befreiung 
von den Studiengebühren für Direktstudenten, ferner in der Gewährung von Ausbil­
dungsbeihilfen und der Lernmittelfreiheit für Schüler nach sozialen Gesichtspunkten 
sowie von Stipendien und Studienbeihilfen für Studenten nach sozialen Gesichtspunk­
ten und nach Leistung (Art. 26 Abs. 2 und 3).

13 c) Arbeiter und Angestellte haben nach § 182 AGB Anspruch auf Freistellung von 
der Arbeit zur Teilnahme an Lehrgängen zur politischen und fachlichen Weiterbildung 
sowie für Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, die im staatlichen Interesse liegen, so­
weit sie nicht außerhalb der Arbeitszeit durchgeführt werden können, ferner zur Teilnah­
me an Lehrveranstaltungen und Prüfungen im Fern- und Abendstudium. Bei Freistellun­
gen wird ein Lohnausgleich in Höhe des Durchschnittslohnes durch den Betrieb gewährt, 
falls nicht Stipendien gewährt werden.

14 d) Im Gegensatz zur Verfassung von 1949 (Art. 40 und 44) fehlt in der Verfassung von 
1968/1974 ein Garantieversprechen für die Erteilung des Religionsunterrichts. Ursäch­
lich dafür ist die Veränderung im Verhältnis zwischen Staat und Kirchen, die sich seit 
1949 vollzogen hat (s. Erl. zu Art. 39). Die Vermittlung von Kenntnissen auf dem Gebiet

2 Vom 14. 7. 1965 (GBl. II S. 625); vom 20. 12. 1968 (GBl. 1969 II, S. 33); vom 20. 12.1968 
(GBl. 196911, S. 36); vom 27.9.1971 (GBl. II S. 596) und vom 1.12.1973 (GBl. 1974 1,

S. 26).
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